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Antrag 

der Abgeordneten Gerhard Jüttemann, Wolfgang Bierstedt, Eva-Maria Bulling- 
Schröter, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Festschreibung und Sicherung von sozialen Standards und Leistungsgarantien 
im Postgesetz 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. im Postgesetz für alle Anbieter postalischer Dienstleistungen 
soziale Standards sowie Leistungsgarantien festzulegen, mit 
denen 

- sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
und Ausschluß von Scheinselbständigkeit, Tarifbindung 
und umfassender Kündigungsschutz sowie 

~ ein qualitativ hochwertiger, flächendeckender, umfassen- 
der und nach vorn offener Universaldienst zu sozialver- 
träglichen Preisen 

gewährleistet werden, 

2. das gegenwärtig bestehende Postfilialnetz zu erhalten und 
durch umfassende und beständige Ausweitung der vorgehal- 
tenen Produktpalette um kommunale und private Dienstlei- 
stungen zu erweitern, 

3. im Postgesetz die postpolitische Entwicklung innerhalb der Eu- 
ropäischen Union zu berücksichtigen und bei der Liberalisie- 
rung des Postwesens sowohl dem Inhalt als auch dem Tempo 
nach keinen deutschen Sonderweg dergestalt einzuschlagen, 
daß umfassender oder kurzfristiger liberalisiert wird. 

Bonn, den 25. Februar 1997 

Gerhard Jüttemann 
Wolfgang Bierstedt 
Eva-Maria Bulling-Schröter 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1995 sind die ehemaligen Unterneh- 
men der Deutschen Bundespost infolge der Postreform 11 in priva- 
te Aktiengesellschaften umgewandelt worden. Die ursprüngliche 
Absicht dieser Postreform bestand nach Verlautbarung ihrer Ur- 
heber darin, die europaweite Liberalisierung der Postmärkte und 
ihre Öffnung für den Wettbewerb vorzubereiten, um postalische 
Dienstleistungen künftig effektiver, in höherer Qualität und zu 
günstigeren Preisen anzubieten. Heute muß angesichts der vor- 
liegenden Tatsachen eingeschätzt werden, daß auf diesem Weg 
nicht nur nichts erreicht worden ist, sondern gegenteilige soziale 
Effekte dramatischen Ausmaßes eingetreten sind. 

Während die Bundesregierung davon spricht, die Arbeitslosigkeit 
bis zur Jahrtausendwende zu halbieren - ohne daß auch nur die 
geringsten Anzeichen erkennbar wären, daß sie sich überhaupt 
verringern könnte - sind allein bei der Deutschen Post in den ver- 
gangenen Jahren 70 000 Arbeitsplätze abgebaut worden. Weitere 
35 000 sollen bis zum Jahr 2000 verschwinden. Hauptgrund für die- 
se massive Arbeitsplatzvernichtung ist neben der Rationalisierung 
infolge von Produktivitätssteigerungen nicht der Wegfall von Ar- 
beit, sondern die Tatsache, daß immer mehr postalische Dienstlei- 
stungen von geringfügig Beschäftigten, also Menschen in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen, verrichtet werden. Es han- 
delt sich dabei vielfach um Arbeitskräfte, die nicht über die erfor- 
derliche Qualifikation verfügen, erheblich unterbezahlt und von 
ihren Arbeitgebern nicht sozialversichert werden. Selbst die Deut- 
sche Post AG bedient sich, um Geld zu sparen, für die Erfüllung 
eines Teils ihrer Aufgaben bereits solcher Subunternehmen. 

ln den vergangenen 13 Jahren sind mehr als die Hälfte der damals 
existierenden Postfilialen geschlossen worden. Durch die Um- 
wandlung der Post in ein privates Unternehmen ist dieser Trend 
nicht nur nicht gestoppt, sondern deutlich verstärkt worden. Es ist 
zu befürchten, daß in den nächsten Jahren 8 000 weiteren Postfi- 
lialen das Aus droht. Eine Bestandsgarantie wird lediglich für 6 000 
posteigene Filialen bis zum Jahr 2000 und darüber hinaus nur noch 
für 5 000 Filialen gegeben. Dies wird mit zwingender Notwendig- 
keit nicht nur zur einschneidenden Verschlechterung der Qualität 
postalischer Dienstleistungen sondern auch zur Gefährdung des 
durch das Grundgesetz vorgegebenen Infrastrukturauftrages 
führen, ln dünn besiedelten Regionen wird eine Reihe von Post- 
dienstleistungen nicht mehr erhältlich bzw. so teuer sein, daß sie 
von vielen Menschen nicht mehr in Anspruch genommen werden 
können. 

Der Ersatz von posteigenen Filialen durch Postagenturen kann 
nicht als vollwertig gelten, ln Postagenturen stellen Postdienstlei- 
stungen lediglich ein Nebenprodukt dar, das von Personal mit un- 
zureichender Qualifikation verkauft wird. Schließen die Agentu- 
ren, was völlig unabhängig vom Willen der Post AG geschehen 
kann, bleibt nur der Briefzusteller mit Ausnahmebefugnis. Dazu 
kommt, daß Postagenturen bei weitem nicht den gleichen Service 
wie posteigene Filialen bieten können, so fehlt beispielsweise die 
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Möglichkeit der Sparbuch- bzw. Konteneröffnung, bei Ein- und 
Auszahlungen sind Höchstgrenzen gesetzt. 

Eine direkte Folge der Postreform und der Umwandlung der Un- 
ternehmen in Aktiengesellschaften ist die seit Jahren anhaltende 
gegenseitige Blockierung zwischen Deutscher Post AG und Deut- 
scher Postbank AG. Jedem dieser beiden Unternehmen geht es 
ausschließlich um das eigene Überleben und den eigenen Profit. 
Die notwendige, aber nur politisch erzwungene Kooperation bei- 
der Unternehmen, die nach Angaben der Deutschen Postgewerk- 
schaft 20 000 Arbeitsplätze kosten wird, ist wirtschaftlich nicht ab- 
gesichert. Dafür wäre die Mehrheitsbeteiligung der Post an der 
Postbank erforderlich. 

Ursache für all die Verschlechterungen, die mit der Umwandlung 
der Bundespost in Aktiengesellschaften eingetreten sind, sind die 
unterschiedlichen Ziele der Unternehmen. Während die Bundes- 
post darauf ausgerichtet war, die Gesellschaft flächendeckend mit 
Postdiensten zu versorgen, geht es den Aktiengesellschaften vor- 
nehmlich um die Erwirtschaftung von Gewinnen. Sie sind aus die- 
sen wirtschaftlichen Zwängen heraus nicht in der Lage, den ge- 
sellschaftlichen Erfordernissen Rechnung zu tragen. Diese 
Erfordernisse bestehen darin, das Filialnetz der Post nicht zu be- 
schneiden, sondern durch Einführung des Angebots einer Vielzahl 
neuer kommunaler und privater Dienstleistungen kontinuierlich 
zu erweitern. Dadurch könnten Postämter gleichzeitig die Funkti- 
on von Post, öffentlichen Telekommunikationszentren mit Zugang 
zu allen verfügbaren Netzen und Diensten, Reisebüros, Fahrkar- 
tenschaltern, Autovermietern, Theaterkassen, Auskunftsbüros, 
Fundbüros, Meldestellen, Steuerberatern, Banken, Verleihstatio- 
nen und anderes mehr erfüllen. 

Dies wäre die Chance der Post, sich in Übereinstimmung mit der 
Entwicklung der Gesellschaft und den Interessen der Bevölkerung 
zu einem Dienstleistungsunternehmen völlig neuer Art zu 
entwickeln. Erforderliche Voraussetzungen für eine solche Ent- 
wicklung ist die Festlegung hoher sozialer Standards und von Lei- 
stungsgarantien der verschiedenen Anbieter postalischer Dienst- 
leistungen im Postgesetz sowie die Verhinderung der von der 
Bundesregierung geplanten Abkoppelung der Liberalisierung des 
Postwesens in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht von den Vorga- 
ben der Europäischen Union. 


3 



Druck: Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



